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30. Abgeordneter
Jürgen
Koppelin
(FDP)

Wurden in den Jahren 1999, 2000, 2001 und
2002 Exportgenehmigungen für militärische
Rüstungsgüter nach Taiwan erteilt, und wenn
ja, wie viele Genehmigungen wurden erteilt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres
vom 27. Januar 2003

Im Jahre 2002 wurden insgesamt 34 Genehmigungen für die Ausfuhr
von sonstigen Rüstungsgütern (ganz überwiegend Ersatzteile) nach
dem Außenwirtschaftsgesetz (AWG) nach Taiwan erteilt. Für die Jah-
re 1999 bis 2001 wurden die entsprechenden Genehmigungszahlen in
den jeweiligen Rüstungsexportberichten veröffentlicht.

31. Abgeordneter
Jürgen
Koppelin
(FDP)

Wurden Exportgenehmigungen für Ersatzteile
von U-Booten und Minenjagdbooten für Tai-
wan in den Jahren 1999, 2000, 2001 und 2002
erteilt?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres
vom 27. Januar 2003

In den Jahren 1999 bis 2002 wurden Ausfuhren von Ersatzteilen für
ältere in den Niederlanden gebaute U-Boote der Sea-Dragon-Klasse in
die Niederlande genehmigt, die dann von dort nach Taiwan weiterex-
portiert wurden. Die Genehmigungen wurden erteilt, weil die ausfüh-
renden Unternehmen den Tatbestand des Vertrauensschutzes aus frü-
heren Genehmigungserteilungen rechtlich geltend machen konnten.
Aus denselben Vertrauensschutzgründen wurden Genehmigungen für
Ersatzteillieferungen für Minenjagdboote erteilt. Unbeschadet dieser
Entscheidungen hält die Bundesregierung an ihrer bekannten restrikti-
ven Linie bezüglich Genehmigungen für Lieferungen nach Taiwan
fest.

32. Abgeordneter
Stefan
Müller
(Erlangen)
(CDU/CSU)

Welche Auswirkungen wird die Umsetzung
des so genannten Hartz-Konzeptes auf die
Kommunalen Beschäftigungsprojekte bei der
Erwerbsintegration Langzeitarbeitsloser ha-
ben?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres
vom 27. Januar 2003

Die Kommission „Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ hat
u. a. vorgeschlagen, flächendeckend Job-Center einzuführen, die An-
laufstellen für alle erwerbslosen und erwerbsfähigen Personen sein
sollen. Ziel ist es, die doppelten Zuständigkeiten von Arbeitsamt und
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